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Betreff: Feststellung der UVP-Pflicht aufgrund allgemeiner Vorprüfung gemäß § 5 Abs. 1 i. V. m. 

§ 7 Abs. 1 und 5 UVPG für das Vorhaben „Wendlingen, Neubau BSO Wendlingen“, 

Bahn-km 6,840 bis 7,210 der Strecke 4600 Plochingen - Immendingen in Wendligen 

Bezug: Antrag vom 11.08.2026, Az. DKS 3 

Anlagen: 0 

 

Verfahrensleitende Verfügung 

Für das o. g. Vorhaben wird festgestellt, dass keine Pflicht zur Durchführung einer 

Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP-Pflicht) besteht. 

Begründung 

Diese Feststellung beruht auf § 5 Abs. 1 i. V. m. § 7 Abs. 1 und 5 Gesetz über die 

Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) i. V. m. Nr. 14.8.3.1 Anlage 1 UVPG. 

 

Das Vorhaben hat die Errichtung eines Betriebsstandortes (BSO) im Rahmen des „Digitalen 

Knoten Stuttgart“ (DKS) zum Gegenstand. Das Vorhaben unterfällt dem Anwendungsbereich des 

UVPG gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 1 UVPG, da es in Anlage 1 UVPG aufgeführt ist. Es stellt der Art 

nach ein Vorhaben nach Nr. 14.8.3.1 Anlage 1 UVPG dar, denn es handelt sich um eine sonstige 

Betriebsanlage von Eisenbahnen. Gemäß der Übergangsvorschrift in § 74 Abs. 14 UVPG sind für 

vor dem 01. Dezember 2026 beantragten Verfahren nach § 18 Allgemeines Eisenbahngesetz 
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(AEG) die Nummern 14.7, 14.8 und 19.13 der Anlage 1 sowie die §§ 14a und 21 Absatz 3 dieses 

Gesetzes in der Fassung bis einschließlich 28. Juli 2026 anwendbar. 

 

Das Eisenbahn-Bundesamt, Außenstelle Karlsruhe/Stuttgart führt für das Vorhaben ein 

fachplanungsrechtliches Zulassungsverfahren nach § 18 Abs. 1 AEG durch. Dieses stellt ein 

verwaltungsbehördliches Verfahren dar, das der Zulassungsentscheidung dient gemäß §§ 4 und 2 

Abs. 6 Nr. 1 UVPG und ist daher taugliches Trägerverfahren für eine mögliche UVP. Daher hat 

das Eisenbahn-Bundesamt die Feststellung, dass für das Vorhaben die UVP-Pflicht besteht oder 

nicht besteht (Feststellung der UVP-Pflicht) nach den §§ 6 bis 14a UVPG zu treffen 

 

Die Feststellung der UVP-Pflicht erfolgt von Amts wegen nach Beginn des Verfahrens das der 

Zulassungsentscheidung dient gemäß § 5 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 UVPG. 

 

Für das Vorhaben ist zur Feststellung der UVP-Pflicht eine allgemeine Vorprüfung gemäß § 7 

Abs. 1 und 5 UVPG i. V. m. Nr. 14.8.3.1 Anlage 1 UVPG durchzuführen. 

 

Bei dem gegenständlichen Vorhaben handelt es sich um ein Neuvorhaben gemäß § 2 Abs. 4 

Nr. 1b) UVPG. Es stellt den Bau einer sonstigen Betriebsanlage von Eisenbahnen, die eine Fläche 

von 5 000 m² oder mehr in Anspruch nimmt, und nicht Teil des Baus eines Schienenwegs nach 

Nummer 14.7 oder einer Bahnstromfernleitung nach Nummer 19.13 ist dar. 

 

Die allgemeine Vorprüfung wird als überschlägige Prüfung unter Berücksichtigung der in Anlage 3 

UVPG aufgeführten Kriterien durchgeführt. Die UVP-Pflicht besteht, wenn das Vorhaben 

erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben kann, die im Hinblick auf eine wirksame 

Umweltvorsorge nach Maßgabe der geltenden Gesetze bei der Zulassungsentscheidung zu 

berücksichtigen sind. Vorliegende Ergebnisse vorgelagerter Umweltprüfungen oder anderer 

rechtlich vorgeschriebener Untersuchungen zu den Umweltauswirkungen des Vorhabens sind in 

die Prüfung einzubeziehen. 

 

 

und eine Zulassungsentscheidung getroffen worden ist. Die kumulierenden Vorhaben zusammen 

erreichen oder überschreiten erstmals oder erneut die Prüfwerte für die allgemeine Vorprüfung, da 

die Anlagen zusammen 10.000 m² in Anspruch nehmen.“]>> 

 

1 Merkmale des Vorhabens 

Die Merkmale des Vorhabens werden insbesondere hinsichtlich der Kriterien der Nr. 1 Anlage 3 

UVPG beurteilt. 
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Die Umwelt wird während des Baus durch übliche stoffliche Emissionen sowie durch Baulärm und 

Erschütterung beeinträchtigt. Vorhabenbedingt kommt es zu Eingriffen in die Schutzgüter Fläche 

und Boden. 

 

Es handelt sich um ein Gebäude mit den Grundabmessungen von ca. 54 x 17 Meter und einer 

Höhe von ca. 25 Meter auf einem Gelände der VT zur Nutzung als BSO im Rahmen des DKS. Der 

Flächenbedarf beläuft sich auf etwa 7700 m². Die Maßnahme beinhaltet zudem einen 

Mastrückbau und den Neubau zweier Masten. 

2 Standort des Vorhabens 

Die mögliche Beeinträchtigung der ökologischen Empfindlichkeit eines Gebietes wird 

insbesondere hinsichtlich der Nutzungs-, Qualitäts- und Schutzkriterien nach Nr. 2 Anlage 3 UVPG 

unter Berücksichtigung des Zusammenwirkens mit anderen Vorhaben in ihrem gemeinsamen 

Einwirkungsbereich beurteilt. 

 

Die Umwelt wird während des Baus durch übliche stoffliche Emissionen sowie durch Baulärm und 

Erschütterung beeinträchtigt. Vorhabenbedingt kommt es zu Eingriffen in die Schutzgüter Fläche 

und Boden. Das Vorhaben betrifft geschützte Tierarten wie Mauer- und Zauneidechse, nach § 7 

BNatSchG streng geschützte Fledermausarten und betrifft Lebensräume besonders geschützter 

Vogelarten. 

 

Im Einwirkungsbereich des Vorhabens befindet sich keine schutzwürdige Nutzung, allerdings liegt 

das Vorhaben in einem Überschwemmungsgebiet. Das Gebiet des Vorhabens unterliegt keinen 

besonderen Schutzkriterien nach Nr. 2 Anlage 3 UVPG. Das an das Vorhaben grenzende Gebiet 

ist geprägt von einer Mischung aus Gleisanlagen und gewerblicher Nutzung westlich des 

Vorhabens, einer überwiegenden Wohnbebauung nördlich und südlich des Vorhabens sowie einer 

größeren Parkanlage des Schlosses Unterboihingen östlich des Vorhabens. 

 

3 Art und Merkmale der möglichen Auswirkungen 

Die möglichen erheblichen Auswirkungen des Vorhabens auf die Schutzgüter werden anhand der 

Kriterien unter 1. und 2. beurteilt. Dabei wird insbesondere den Gesichtspunkten der Nr. 3 

Anlage 3 UVPG Rechnung getragen. Besonders berücksichtigt wird gemäß § 7 Abs. 5 Satz 1 

UVPG, ob erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen durch Merkmale des Vorhabens oder des 

Standorts oder durch Vorkehrungen des Vorhabenträgers offensichtlich ausgeschlossen werden. 
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Folgende wesentliche Gründe gemäß § 5 Abs. 2 Satz 2 und 3 UVPG sind für das Nichtbestehen 

der UVP-Pflicht anzuführen: 

 

Das von der Vorhabenträgerin gewählte Gelände ist bereits zu großen Teilen versiegelt und durch 

die bestehenden Bahnanlagen geprägt. Durch die Eingriffe in Natur- und Artenschutz sind 

erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen nicht zu erwarten. Die Vorhabenträgerin plant für die 

betroffenen Arten artenspezifische Ausgleichs-, Rekultiverungs- und Aufwertungsmaßnahmen, um 

die Eingriffe so zu minimieren.  

Das durch den Eingriff entstehende Defizit wird die Vorhabenträgerin durch eine 

Ausgleichsmaßnahme außerhalb des Vorhabengebiets ausgleichen.  

 

Mit Blick auf den Standort hat das Vorhaben mithin keine erheblichen Umweltauswirkungen zur 

Folge. 

 

4 Ergebnis 

Aus den Antragsunterlagen der Vorhabenträgerin insbesondere aus den Angaben der 

Vorhabenträgerin für die Feststellung der Pflicht zur Durchführung einer 

Umweltverträglichkeitsprüfung (U3) und dem Erläuterungsbericht ergibt sich nach überschlägiger 

Prüfung, dass das Vorhaben keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen haben kann, die 

im Hinblick auf eine wirksame Umweltvorsorge nach Maßgabe der geltenden Gesetze bei der 

Zulassungsentscheidung zu berücksichtigen wären. 

 

Diese Feststellung ist gemäß § 5 Abs. 3 Satz 1 UVPG nicht selbständig anfechtbar. Sie wird 

gemäß § 5 Abs. 2 Satz 1 UVPG der Öffentlichkeit bekannt gegeben durch Veröffentlichung auf der 

Internetseite des Eisenbahn-Bundesamtes. Sie wird zudem im zentralen Internetportal des Bundes 

(www.uvp-portal.de) bekannt gegeben gemäß § 2 Abs. 3 Bundes-UVP-Portal-VwV. 

 

Diese Feststellung ist gemäß § 5 Abs. 3 Satz 1 UVPG nicht selbständig anfechtbar. Sie wird 

gemäß § 5 Abs. 2 Satz 1 UVPG der Öffentlichkeit bekannt gegeben durch Veröffentlichung auf der 

Internetseite des Eisenbahn-Bundesamtes. Sie wird zudem im zentralen Internetportal des Bundes 

(www.uvp-portal.de) bekannt gegeben gemäß § 2 Abs. 3 Bundes-UVP-Portal-VwV. 

 

Die dieser Feststellung zu Grunde liegenden Unterlagen können von Dritten beim Eisenbahn-

Bundesamt, Außenstelle Karlsruhe/Stuttgart, Friedrichstraße 11, 70174 Stuttgart nach vorheriger 

Terminvereinbarung eingesehen werden. 
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Im Auftrag 

 

Elektronisch erstellt und 

ohne Unterschrift gültig 
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